
Esgibt siei mmer noch: Die
Betrugsskandalein der

Europäischen Union. Und
die Kommission, sozeigt
die Eurostat−Affäre, hält

i mmer noch nicht allzu viel
vonschnellen Ermittlungen.

(dw)− Seit Wochenwar dieEU−
Kommission unter Druck. Am
Montag kam nun das erste öf-
fentliche Bekenntnis: Die Ermitt-
lungen hätten ergeben, dass
"ernsthafte Fehler in einemviel
größeren Ausmaß als ursprüng-
lich angenommen gemacht wur-
den". BislangstandenTop−Mana-
ger des statistischen Amtes
Eurostat der Europäischen Uni-
on mit Sitz in Luxemburg unter
Verdacht, rund 900.000 Euro auf
ein gehei mes Bankkonto in Lu-
xemburg umgeleitet zu haben.
Den neuesten Informationen
nach war das jedoch nur die
Spitze des Eisbergs. Tatsächlich
sollen MillionenEuroveruntreut
wordensein. "Essieht soaus, als
hätteeseinerelativweit verbrei-
tetePraxis bei Eurostat gegeben,
unrechtmäßige Reserven über
eine größere Anzahl von Verträ-
gen mit verschiedenen Partnern

anzulegen", so der Bericht der
Kommission. Die Vertragssum-
menseienkünstlich erhöht wor-
den, das überschüssige Geld sei
dann von den Firmen verwaltet
worden, bei Eurostat habees da-
für eine geheime zusätzliche
Buchführunggegeben.
Als erste Konsequenz wurde

am Mittwoch der Generaldirek-
tor von Eurostat, Ives Franchet,
zusammen mit sechs anderen
Direktoren vom Dienst suspen-
diert. Gegen drei vonihnen wur-
de ein Disziplinarverfahren ein-
geleitet. Suspendiert wurden
ebenfalls alle58Verträge mit der
französischen Firma "Planistat".
Die eingeleiteten Maßnahmen
seien "drastisch und schmerz-
haft", jedoch unumgänglich, so
Kommissionspräsident Romano
Prodi.
Die Veruntreuung der EU−Gel-

der muss denjüngsten Untersu-
chungsergebnissen nach seit
Jahrenstattgefunden haben. Die
Kommissionsei erstmalsi mJah-
re 1997 über Unregelmäßigkei-
ten informiert worden, räumte
der Vizepräsident der EU−Kom-
mission, Neil Kinnock, ein. "Es
ist heute unmöglich zu sagen,
wie viel Geld verschwunden ist
und ob der Grund in persönli-
cher Bereicherungliegt", so Kin-
nock amMittwoch vor der Pres-
se. Man habe jetzt jedoch ein-
deutige Beweise in der Hand.
Dienstag Abendfandinden Räu-
men des Eurostat eine Haus-
durchsuchung statt, dabei
wurde umfangreiches Archiv-
material beschlagnahmt.

Millionen Euro umgeleitet
DerFall habegewisseÄhnlich-

keiten mit dem Korruptions-
skandal, der die Santer−Kommis-
sioni mJahr 1999 zu Fall brach-
te, gab der Präsident des Euro-
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Sonntag ohne Auto
Der Tag ohne Auto, der seit ei ni gen Jahren am 22.
September i n mehreren europäischen Städten statt-
fi ndet, bürgert sich auch i n Luxemburg i mmer mehr
ei n − zum Leidwesen allerdi ngs der Autol obby, die
auch nicht ei nen Tag i m Jahr auf i hr Auto verzichten
möchte. Vori ge Woche wurde die zuständige Gemein-
deratskommission der Stadt Luxemburg über ei n
Rundschrei ben des Umweltministers Charles Goerens
an die Gemeinden i nformiert. Dari n weist dieser nicht
nur darauf hi n, dass aus demTag mittlerweile auf eu-
ropäischer Ebene schon ei ne ganze Woche geworden
ist, während der ei ne Vielfalt an Sensibilisierungs-
maßnahmen für alternative Mobilitätsformen vorge-
stellt werden sollen.
Goerens schl ug den Gemeinden auch vor, nicht den
auf europäischer Ebene festgelegten 22. September,
dieses Jahr ei n Montag, zum autofreien Tag zu erklä-
ren, sondern den 21. September. Das wäre wie vori-
ges Jahr wieder ei n Sonntag − und dürfte all jenen i n
den Kram passen, die kei nen größeren Aufwand in
Sachen öffentlicher Transport an diesem Tag betrei-
ben möchten. Staatssekretär Eugène Berger (DP) be-
teuerte zwar am vergangenen Dienstag i m Parla-
ment, dies sei nur ei n Vorschlag gewesen. De facto
wird sich i hm aber kaum eine Gemeinde entziehen
können, sogar wenn sie wollte. Denn welche Gemein-
de möchte an ei nem anderen Tag autofrei feiern als
i hre Nachbargemei nden?

Zuckerbohnenfür die Zivilgesellschaft
Auch bei sei ner abschließenden Sitzung rang sich der
Konvent nicht mehr zu größeren Änderungen amText
zum europäischen Verfassungsvertrag durch. Für die
Umweltorganisationen wird es ei n klei ner Trost sei n,
dass auf Vorschlag des deutschen Außenministers
Joschka Fischer der Euratom−Vertrag ei ne eigene
Rechtspersönlichkeit erhalten hat und damit nicht
den Status ei nes Bestandteils des Verfassungsver-
trag bekommt. Was die Nichtdiskri minierungsmaß-
nahmen gegenüber benachteili gten Bevölkerungs-
gruppen betrifft, so kam das Präsidi um den zahlrei-
chen Anträgen und I nterventionen, hier die Ei nsti m-
migkeitsregel zu streichen, i n dem Sinne nach, dass
auch europäische Gesetze und Rahmenbeschl üsse i n
diesem Bereich geschaffen werden können. Bei die-
sen gilt dann aber die Mehrheitsregel. Damit ist i m
Politikbereich der Antidiskri mi nierung wieder etwas
Spielraumentstanden.
Für Luxemburg i nteressant ist zudem, dass auf I nitia-
tive des Sozialisten Ben Fayot der Konventspräsident
prüfen lassen wird, ob analog zu den anderen Mit-
gliedstaaten, die ei ne Version des Verfassungstextes
i n i hrer Nationalsprache erhalten sollen, auch ei ne
Textversion i n Luxemburgisch verfasst werden kann.

Neues Pestizid−Verbot
110 Substanzen, die i n Pestizi den vorkommen, müs-
sen bis Dezember 2003 vom Markt genommen wer-
den. Die EU−Kommission kündigte dies am Dienstag
an und kam damit ei ner langjähri gen Forderung von
Umweltorganisationen nach. Für die genannten Subs-
tanzen lägen die für ei ne Zulassung notwendigen Da-
ten nicht vor, so die Kommission i n ei ner Mitteil ung.
Seit 2001 müssen Hersteller, die ei n Pestizi d i n der
EU vertrei ben wollen, Unterlagen liefern, die bewei-
sen, dass i hr Produkt die i n der EU geltenden Sicher-
heitsbesti mmungen erfüllt. Da diese Beweise für die
110 Substanzen nicht vorliegen, wird i hnen nun die
Zulassung entzogen.
Bereits i m Juli 2002 hatte die Kommissi on angeord-
net, dass 320 aktive Substanzen aus Pestizi den bis
Juli 2003 vom Markt verschwinden müssen. I nsge-
samt werden die Beschl üsse der europäischen Behör-
de nun dafür sorgen, dass mehr als 50 Prozent der
üblichen Wirkstoffe, die seit 1993 auf dem Markt wa-
ren, verschwinden. Die Eval uierung aller Substanzen
soll aber erst bis Ende 2008 abgeschlossen sei n.

RASSISMUS

Mehr Sensibilisierung nötig
Dassauch das

Einwanderungsland
Luxemburgvon Rassismus

undIntoleranz nicht
verschont bleibt, stellt eine

EU−Studie erneutfest.

Art und Weise, wie einige öffent-
liche Beamte offenbar mit Im-
migrantInnen und Asylbewerbe-
rInnen verfahren, als "nicht i m-
mer befriedigend" .

Antirassismus−Trainingfür
Beamte
Leider geht der Bericht nicht

mehr ins Detail, weder werden
die konkreten Vorfälle beschrie-
ben, noch die entsprechenden
Behörden genannt. Die Be-
schwerdestelle der Polizei habe
zwar in den vergangenenJahren
eine stetig wachsende Anzahl
von Klagen über missliches Be-
nehmen von PolizeibeamtInnen
entgegengenommen, gleichwohl
sei die Zahl expliziter Rassis-
musvorwürfe gering, heißt es
auf Seite 18. Lediglich das Fami-
lienministerium mit seinemSer-
vice für Flüchtlinge ist in dem
Bericht erwähnt: Die häufige
Fluktuation von MitarbeiterIn-
nen erschwere den KundInnen,
neben möglicher Sprachschwie-
rigkeiten, zusätzlichdie Kommu-
nikation.
Die zuständige Ministerin

Marie−Josée Jacobs bestätigte
die beanstandeten Mängel i m
Gespräch mit der woxx und er-
klärtesiezugleich mit der Praxis
befristeter Verträge i m Jahr
2002. Inzwischenaber habe sich
die Situation dank definitiver
Posten wieder entspannt.

Jacobs unterstrich die Bedeu-
tung von Sensibilisierungsmaß-
nahmenfür öffentliche Bediens-
tete, ähnlich wie sie bereits mit
der luxemburgischen Polizei ge-
laufen sind. "Wir wollen eine
Ausbildung für Ausbilder mit
dem BIT (Weltarbeitsorganisa-
tionin Genf) organisieren", sagte
sie.
Wie zutreffend die Einschät-

zungen des Länderberichts tat-
sächlichsind, muss übrigens da-
hin gestellt bleiben: Nicht nur,
dass die Europäische Kommis-
sion dem"vertraulichen Dialog"
mit den nationalen Regierungen
einen großen Stellenwert bei-
misst und deshalb den Ge-
sprächspartnerInnen auf natio-
naler Ebene den Bericht zu-
nächst zum Gegenlesen vorlegt
und Platz für Veränderungsvor-
schläge einräumt − wenngleich
sich Anne Goedert zufolge, Mit-
arbeiterin des für die nationa-
le Koordination des Ecri−Re-
ports zuständigen Außenminis-
teriums, diesezumeist auf "fakti-
sche Einwände" und das "Korri-
gieren von Missverständnissen"
oder "falschenInterpretationen"
beschränken.
Darüber hinaus ist die Quel-

lenlage nicht sehr transparent.
Zwar bezieht sich die Ecri aus-
drücklich auf Informationen von
RegierungsvertreterInnen,

Behördenbediensteteund NGOs,
wie diese allerdings gewichtet
respektive ob diese noch ein-
mal von unabhängiger Seite
aus überprüft werden, darüber
äußert sichder Bericht nicht.

(ik) − Luxemburg hat Fort-
schritte in der Bekämpfung von
Rassismus und Intoleranz i m
eigenen Land gemacht. Zu die-
semErgebnis kommt der zweite
Länderbericht der Europäischen
Kommission gegen Rassismus
und Intoleranz (Ecri). Seit der
ersten Länderstudie i m Jahre
1996 habe Luxemburg verschie-
dene Rechtsnormen eingeführt,
die rassistisches oder diskri mi-
nierendes Verhalten unter Strafe
stellen sowie eine staatlich un-
abhängige, beratende Men-
schenrechtskommission einbe-
rufen, lobendieAutoren. Gewalt-
tätige, rassistische Übergriffe
seien äußerst selten, und auch
nachdem11. September habees
nichts dergleichen gegeben. So-
weit dieguten Nachrichten.
Doch der Rassismus ist damit

noch lange nicht ad acta zu le-
gen. So kritisiert die Ecri neben
der langsamen Umsetzung und
zögerlichen Anwendung von
anti−rassistischen Gesetzen ins-
besondere den Alltagsrassis-
mus. "Zuviele Vorurteile undxe-
nophobe Stereotypen" seien in
der Bevölkerung weiterhin allge-
mein verbreitet und könnten zu
"Diskri minierung im Erwerbs−
und Wohnungssektor" führen,
schreibt die Ecri den Luxembur-
gerInnenins Stammbuch.
Selbst Behörden scheinen vor

latentemRassismus nicht gefeit:
Der 24−seitige Bericht nennt die

aktuell2
paparlaments, Pat Cox, zu be-
denken. Die Problemegebenihm
das lästige Gefühl eines Déjà−
vu. Romano Prodi, der Jacques
Santer bekanntlich 1999 als
Kommissionspräsident ablöste,
hatte damals "zerotolerance" in
Sachen Betrug angekündigt. Bis-
lang sah manjedoch offensicht-
lich keine Notwendigkeit, gegen
die illegalen Praktiken bei Euro-
stat, die seit 1999 bestehen,
durchzugreifen. Darüber, dass
die Kommission so lange Zeit
brauchte, bevor sie aktiv wurde,
schüttelt nunso mancheRParla-
mentarierIndenKopf.
Inzwischen warf der Chef−

Rechnungsprüfer der EU−Kom-
mission, Jules Muis, seiner Be-
hörde mangelnden Reform− und
Aufklärungswillen vor. Er habe
eine umfangreiche Untersu-
chung durchführen wollen, so
Muis amDienstaggegenüber der
Financial Ti mes. Doch die Kom-
mission habe seinen Spielraum
deutlich eingeschränkt. Muis
spricht von einem Kampf, die
Kommission "vom 19. ins 21.
Jahrhundert zu bewegen" und
will nun früher als geplant, i m
April kommenden Jahres, sein
Amt niederlegen.
Ein Team von 20 Mitarbeite-

rInnensoll nun das "Office euro-
péen delutte anti−fraude" (Olaf)
bei den Ermittlungen unterstüt-
zen. Unabhängig davon ermit-
teln die französischen und Lu-
xemburger Behörden. Schließ-
lich soll einefranzösische Firma
in die kri minellen Handlungen
verwickelt sein. Die gehei men
Konten auf die das Geld trans-
feriert worden sein soll, befin-
densichi mGroßherzogtum.

RomanoProdi unter Druck


